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Drucksache 3088 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Januar 1957 

8 — 97103 — 2257/56 II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Öster- 
reich zur Regelung der Amtshaftung aus Hand- 
lungen von Organen des einen in grenznahen 
Gebieten des anderen Staates 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Ein Abdruck des oben genannten Abkommens und eine Nieder- 
schrift sind beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung genommen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen:“. 

Begründung- 

Das Ratifikationsgesetz bedarf gemäß Artikel 84 Abs. 4 G’G in 
Verbindung mit Artikel 8 Abs. 6 des Abkommens der Zustimmung 
des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung hierzu bleibt Vorbehalten. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buc^drudcerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 8551 



Entwurf eines Gesetzes 

über das Abkommen vom 14. September 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich zur Regelung 
der Amtshaftung aus Handlungen von Organen des einen in grenz- 
nahen Gebieten des anderen Staates 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen : 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. September 1955 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Repu- 
blik Österreich zur Regelung der Amtshaf- 
tung aus Handlungen von Organen des einen 
in grenznahen Gebieten des anderen Staates 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung die- 
ses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß seinem Artikel 10 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


1. Zum Abkommen 

Am 24. April 1954 ist in Wien von den 
Leitern einer deutschen und einer öster- 
reichischen Delegation als Ergebnis vorange- 
gangener Verhandlungen der Text eines 
deutsch-österreichischen Abkommens über 
die Regelung der Amtshaftung aus Hand- 
lungen von Organen des einen in grenz- 
nahen Gebieten des anderen Staates para- 
phiert worden. 

Die Unterzeichnung des Abkommens er- 
folgte jedoch erst am 14. September 1955, 
naAdem die Frage des österreichischen Tran- 
sits über deutsches Gebiet zwischen den Ver- 


tragspartnern zufriedenstellend gelöst wor- 
den war und Österreich in einer Verbalnote 
vom 14. September 1955 erklärt hatte, keine 
Ansprüche aus Artikel 32 Abs. 2 des öster- 
reichischen Staatsvertrages zu stellen. 

Die Regelung hat sich im Hinblick auf die 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich abgeschlossenen 
Grenz- und Durchgangsverkehrsabkommen 
als notwendig erwiesen. Im Rahmen dieses 
Abkommens wird in gewissem Umfange den 
Organen des einen Staates die Vornahme 
von bestimmten hoheitlichen Amtshandlun- 
gen im Gebiet des anderen Staates gestattet. 
Das Abkommen über die Amtshaftung soll 
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einen ausreichenden Schutz gegen schädigende 
Handlungen, die anläßlich der Ausübung 
von Hoheitsgewalt von den Organen des 
fremden Staates begangen werden könnten, 
sicherstellen; dies ist insbesondere auch für 
die deutsche Seite von Bedeutung, weil die 
Frage, ob Amtspflichtverletzungen, die von 
österreichischen Beamten außerhalb des öster- 
reichischen Staatsgebietes begangen sind, eine 
Amtshaftung nach dem österreichischen 
Amtshaftungsgesetz vom 18. Dezember 1948 
(österr. BGBl. 1949 Nr. 20) auslösen, zweifel- 
haft ist und von maßgeblichen Kommentato- 
ren verneint wird. 

Das Abkommen regelt die Amtshaftungs- 
frage dahin, daß grundsätzlich der Staat 
(Gebietsstaat), in dessen Gebiet das Organ 
des anderen Staates eine Amtspflichtver- 
letzung begeht, für diese Amtspflichtver- 
letzung schadensersatzpflichtig ist, und zwar 
nach den Vorschriften, nach denen sich seine 
Haftung für seine Organe bestimmt (Ar- 
tikel 1). Von diesem Grundsatz wird aller- 
dings eine Reihe von Ausnahmen vorge- 
sehen, denen der Gedanke zugrunde liegt, 
daß eine derartige Haftung des Gebietsstaa- 
tes dann nicht angebracht erscheint, wenn 
der Geschädigte in engeren Beziehungen zum 
Nachbarstaat steht (Artikel 2 Abs. 1). Für 
diese Fälle ist, um die nach österreichischem 
Recht möglicherweise bestehende Lücke zu 
schließen, bestimmt, daß der Nachbarstaat in 
gleicher Weise haftet, wie wenn die schädi- 
gende Handlung oder Unterlassung in seinem 
Gebiet begangen wird. 

Für die Anwendungsbereiche des Abkommens 
wird die Gegenseitigkeit hinsichtlich der ma- 
teriellen Amtshaftungsansprüche und hin- 
sichtlich der prozessualen Geltendmachung 
hergestellt (Artikel 3). Soweit der Gebiets- 
staat nach dem Abkommen für Handlungen 


der Organe des Nachbarstaates eintreten muß, 
steht ihm ein Erstattungsanspruch gegen den 
Nachbarstaat zu, der im Streitfälle zum Ge- 
genstand eines Schadensverfahrens (Artikel 8) 
gemacht werden kann. 

Bei Paraphierung des Abkommens haben die 
beiderseitigen Delegationen in einer Nieder- 
schrift vom 24. April 1954 ihre gemeinsame 
Auffassung über einige die Auslegung des 
Abkommens betreffende Fragen zum Aus- 
druck gebracht. Die Niederschrift ist der Be- 
gründung als Anlage beigefügt. 

IL Zum Zustimmungsgesetz 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 des Grundgesetzes der Zustimmung 
des Bundestages, weil es sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält daher 
die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 
Absatz 1 

Die Bestimmung über das innerstaatliche In- 
krafttreten des Zustimmungsgesetzes ent- 
spricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 

Absatz 2 

Der Tag, an dem das Abkommen für die 
Bundesrepublik völkerrechtlich in Kraft tritt, 
richtet sich nach den Bestimmungen des Ar- 
tikels 10 Abs. 2 des Abkommens. Der Tag 
des Inkrafttretens des Abkommens ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Niederschrift 


über das Ergebnis der Verhandlungen einer deutschen und einer 
österreidiischen Delegation betreffend den Abschluß eines Abkom- 
mens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
österreidi zur Regelung der Amtshaftung aus Handlungen von 
Organen des einen in grenznahen Gebieten des anderen Staates 


Vom 21. bis 24. April 1954 haben in Wien 
eine deutsche und eine österreichische Dele- 
gation, deren Teilnehmer in der anliegenden 
Liste'^) verzeichnet sind, über ein Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich zur Regelung der 
Amtshaftung aus Handlungen von Organen 
des einen in grenznahen Gebieten des anderen 
Staates verhandelt. 

Als Ergebnis der Verhandlungen wurde der 
anliegende Entwurf eines Abkommens von 
den Delegationen ausgearbeitet und von deren 
Leitern paraphiert. 

Zu dem Abkommensentwurf stellen beide 
Delegationen übereinstimmend folgendes fest; 

1. Zur Präambel 

Das Abkommen über den erleichterten 
Straßendurchgangsverkehr Salzburg — Lofer 
über deutsches Gebiet und zwischen Gar- 
misch-Partenkirchen und Pfronten/Füssen 
über österreichisches Gebiet wurde nur inso- 
weit in den Anwendungsbereich des vorlie- 
genden Abkommens miteinbezogen, als das 
Abkommen über die Beförderung von Exe- 
kutivorganen im Straßen- und Eisenbahn- 
durchgangsverkehr hierauf verweist. 


Wien, am 24. April 1954 


Ein Bedürfnis nach Einbeziehung des erst- 
erwähnten Abkommens in das vorliegende 
Abkommen besteht im Hinblick auf die 
Regelung des Artikels 15 des Abkommens 
über den erleichterten Straßendurchgangs- 
verkehr nicht. 


2. Zu Artikel 2 

Das in Artikel 2 Abs. 1 gewählte Wort „be- 
trifft“ bringt zum Ausdruck, daß die Vor- 
aussetzungen gegeben sind, wenn die zum 
Schadensersatz verpflichtende Handlung oder 
Unterlassung gegenüber einer in Artikel 2 
Abs. 2 bezeichneten Person begangen ist. Der 
Schadensersatzanspruch steht aber in einem 
solchen Fall auch den mittelbar Geschädigten, 
so zum Beispiel den Hinterbliebenen eines 
Getöteten, zu. 


3, Zu Artikel 8 

Die deutsche Seite übernimmt es, den Prä- 
sidenten des Internationalen Gerichtshofes 
zu bitten, sein Einverständnis mit den ihm 
nach diesem Abkommen zugedachten Funk- 
tionen zu erklären. 


Für die deutsche Delegation: Für die österreichische Delegation: 

gez.: Dr. Petersen gez. Verosta 

gez. Török 


'•■) Vom Abdrudt der Teilnehmerliste wurde abgesehen. 
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Abkommen zwischen 

der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung der Amtshaftung aus Handlungen von Organen des einen 
in grenznahen Gebieten des anderen Staates 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik 
Österreich haben zur Regelung von Fragen der Amts- 
haftimg, die sich aus den Abkommen über 

Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, 
Straßen- und Schiffsverkehr vom 14. September 1955, 
den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr auf den 
Strecken Mittenwald (Grenze) — Griesen (Grenze) und 
Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) vom 14. September 
1955, 

die Beförderung von Exekutivorganen im Straßen- und 
Eisenbahndurchgangsverkehr vom 14. September 1955, 
die Durchbeförderung von Häftlingen auf den Eisen- 
bahnstrecken Mittcnwald (Grenze) — Griesen (Grenze) 
und Ehrwald (Grenze) — Vils (Grenze) vom 14. Sep- 
tember 1955, 

die Regelung des Grenzübergangs der Eisenbahnen 
vom 28. Oktober 1955, 
ergeben, folgendes vereinbart; 

Artikel 1 

(1) Dürfen gemäß den in der Präambel angeführten Ab- 
kommen Organe des einen vertragschließenden Staates 
(Nachbarstaat) Angelegenheiten der Hoheitsverwaltung 
in dem anderen vertragschließenden Staat (Gebiets- 
staat) besorgen oder durch diesen in dienstlicher Eigen- 
schaft durchreisen, haftet der Gebietsstaat für Schäden, 
welche die Organe des Nachbarstaates im Zusammen- 
hang mit der Besorgung solcher Angelegenheiten oder 
im Zusammenhang mit einer solchen Durchreise im Ge- 
bietsstaat verursachen, nach Maßgabe der Vorschriften, 
nach denen sich seine Haftung für seine Organe bestimmt. 

(2) Organe eines vertragschließenden Staates im Sinne 
dieses Abkommens sind alle Personen, die im Rahmen 
der in der Präambel angeführten Abkommen von ihm 
oder einer seiner Gebietskörperschaften mit der Besor- 
gung vojr Angelegenheiten der Hoheitsverwaltung be- 
traut sind. 

Artikel 2 

(1) Artikel 1 Absatz 1 gilt nicht, soweit 

1. die schädigende Handlung oder Unterlassung 
den Nachbarstaat oder eines seiner Organe be- 
trifft; 

2. die Organe des Nachbarstaates auf Grund des 
Abkommens über Erleichterungen der Grenz- 
abfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffs- 
verkehr tätig sind und die schädigende Hand- 
lung oder Unterlassung einen abzufertiaenden 
Reisenden oder eine Person betrifft, welche die 
Tätigkeit dieser Organe in Anspruch nimmt oder 
sich in deren Diensträumen befindet, oder der 
Schaden durch Beschädigung von der Grenzab- 
fertigung unterliegenden Waren oder Werten 
oder durch Fehler bei deren Abfertigung ent- 
steht; 

3. die schädigende Handlung oder Unterlassung 
Personen oder Gegenstände betrifft, die im er- 
leichterten Eisenbahndurchgangsverkehr beför- 
dert werden; 

4. die schädigende Handlung oder Unterlassung 
einen Häftling betrifft, der durchbefördert wird; 

5. die schädigende Handlung oder Unterlassung 
eine Person betrifft, die ihren Wohnsitz, Sitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Nachbarstaat 
hat. 


(2) In den im Absatz 1 bezeichneten Fällen bestimmt 
sich die Haftung in gleicher Weise, wie wenn die schädi- 
gende Handlung oder Unterlassung im Nachbarstaat be- 
gangen worden wäre. 


Artikel 3 

Hinsichtlich der Amtshaftungsansprüche auf Grund 
dieses Abkommens sowie bei ihrer Geltendmachung 
stehen die Angehörigen der beiden vertragschließenden 
Staaten einander gleich. 


Artikel 4 

(1) Für Ansprüche aus Artikel 2 ist in der Republik 
Österreich zur Entscheidung über die Klage des Geschä- 
digten und über die Klage auf Rückersatz gegen das 
schuldtragende Organ das mit der Ausübung der Gerichts- 
barkeit in Amtshaftungssachen betraute Landesgericht 
zuständig, in dessen Sprengel die dem Organ, aus dessen 
k^erhalten der Anspruch abgeleitet wird, unmittelbar Vor- 
gesetzte Behörde oder Dienststelle ihren Sitz hat. 

(2) Für Ansprüche aus Artikel 2 ist in der Bundes- 
republik Deutschland das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk die Behörde ihren Sitz hat, die berufen ist, die 
haftende Körperschaft im Rechtsstreit zu vertreten. 


Artikel 5 

Die Bestimmungen des yXrtikels 15 des Abkommens 
über den erleichterten Eisenbahn du rchgangs verkehr 
sowie die Bestimmumgen des Abkommens über die Be- 
förderung von Exekutivorganen im Straßen- und Eisen- 
bahndurchgangsverkehr in Verbindung mit Artikel 15 des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich über den erleichterten 
Straßendiirchgangsvcrkclir zwi.sclum Salzburg und Lofer 
über deutsches Gebiet und zwischen Garmisch-Parten- 
kirchen und Pfronten^Füssen über österreichisches Ge- 
biet vom 14. September 1955, sind insoweit nicht anzu- 
wenden, als sich aus dem vorliegenden Abkommen etwas 
anderes ergibt. 

Artikel 6 

fl) Der Gebictsstaat hat, wenn gegen ihn ein Anspruch 
auf Grund des Artikels 1 geltend gemacht wird, den 
Nachbarstaat hiervon unverzüglich in Kenntnis zu set- 
zen und diesen im Fall einer gerichtlichen Geltend- 
machung auch hierüber zu iiiiterrichtcn. 

(2) Der Nachbarstaat ist verpflichtet, dem Gebietsstaat 
unverzüglich die ihm erreichbaren, für die Bearbeitung 
des Schadensfalles sachdieiilidien Informationen und Be- 
weismittel zur Verfügung zu stellen, soweit dies nach 
seinen Vorschriften zulässig ist. 

(3) Der Gebietsstaat hat den Nachbarstaat von der 
Erledigung des Anspruches in Kenntnis zu setzen; Ab- 
schriften der Entscheidung, des Vergleichs oder der sonst 
zur Erledigung führenden Verfügung sind beizufügen. 


Artikel 7 

Der Nachbarstaat wird dem Gebietsstaat erstatten, was 
dieser zur Erfüllung der aus Artikel 1 sich ergebenden 
Vorpßichtungen geleistet hat. 



Artikel 8 

(1) Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens, insbesondere auch 
über die Erstattung gemäß Artikel 7, sollen durch die 
beiderseits zuständigen Verwaltungen beigelegt werden. 
Die Regelung auf diplomatischem Wege wird dadurch 
nicht ausgeschlossen. 

(2) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf diese 
Weise nicht erledigt werden kann, ist sie auf Verlangen 
eines vertragschließenden Staates einem Schiedsgericht 
zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Teil einen Vertreter bestellt 
und diese sich auf den Angehörigen eines dritten Staates 
als Obmann einigen. Werden die Vertreter und der Ob- 
mann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem 
der eine Teil seine Absicht, das Schiedsgericht anzurufen, 
bekanntgegeben hat, kann in Ermangelung einer anderen 
Vereinbarung jeder Teil den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes in den Haag bitten, die erfor- 
derlichen Ernennungen vorzunehinen. Für den Fall, daß 
der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden 
Teile besitzt oder aus anderem Grunde verhindert ist, 
soll ein Stellvertreter im Amt die erforderlichen Ernen- 
nungen vornehmen. 

(4) Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung auf 
Grund dieses Abkommens sowie unter Anwendung des 
Völkergewohnheitsrechtes und der allgemein anerkann- 
ten Rechtsgrundsätze. 

(5) Das Schiedsgericht entsdieidet mit Stimmenmehr- 
heit. Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Teil 
trägt die Kosten seines Schiedsrichters. Die übrigen 


Kosten werden von beiden Teilen je zur Hälfte getragen. 
Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 

(6) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen werden die Behörden der 
beiden Teile auf das vom Schiedsgericht an die betref- 
fende Regierung zu richtende Ersuchen in derselben 
Weise Rechtshilfe leisten wie auf das Ersuchen inländi- 
scher Zivilgerichte. 

Artikel 9 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der österreichischen Bundesregierung inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 10 

(1) Dieses Abkommen soll sobald als möglich ratifiziert 
werden. Die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Das Abkommen tritt vierzehn Tage nach Austausch 
der Ratifikationsurkunden ln Kraft. 


Artikel 11 

Durch das Außerkrafttreten eines der in der Präambel 
angeführten Abkommen wird die Wirksamkeit des vor- 
liegenden Abkommens für den Bereich der übrigen in der 
Präambel angeführten Abkommen nicht berührt. 


ZU URKÜND DESSEN haben die Bevollmächtigten dieses Abkommen 
unterzeichnet und mit ihrem Siegel versehen. 

GESCHEHEN in doppelter Ausfertigung zu Bonn am 14. September 1955. 


Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Berger 
R o e m e r 


Für die 

Republik Österreich 
gezeichnet: 

R o 1 1 e r 



